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Die Dreiundneunzigste Verordnung zur Änderung 
des Deutschen Zolltarifs 1966 (Änderung des Ge- 
meinsamen Zolltarifs der EWG — 1967) wurde vom 
Herrn Präsidenten mit Schreiben vom 14. März 1967 
dem Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfra- 
gen mit Frist zum 21. Juni 1967 zur Behandlung zu- 
gewiesen. 

Die Verordnung wurde bereits im Bundesgesetz- 
blatt II S. 930 verkündet und ist am 16. März 1967 in 
Kraft getreten. Es handelt sich um eine sogenannte 
Nachlaufverordnung, bei der der Deutsche Bundes- 
tag nach § 77 Abs. 5 des Zollgesetzes ein Aufhe- 
bungsrecht in einer Frist von vier Monaten nach 
Verkündung hat. 

1. Der Ministerrat der EWG und der Assoziations- 
rat haben Vorschriften erlassen, unter welchen 
Voraussetzungen die aus den assoziierten Staa- 
ten und Gebieten eingeführten Waren als „Ur- 
sprungserzeugnisse“ gelten sowie über die Me- 
thoden, unter denen die Verwaltungen Zusam- 
menarbeiten sollen (Beschluß des Assoziations- 
rates Nr. 5/66 vom 22. April 1966 — BGBl. II 
S. 397 — und Entscheidung des Ministerrates 
der EWG vom 5. Mai 1966 — Amtsblatt S. 1445). 

Der Assoziationsrat hat mit Beschluß Nr. 13/66 
vom 28. Oktober 1966 (BGBl. 1967 II S. 687) diese 
Vorschriften geändert, weil sich seit Genehmi- 
gung des ursprünglichen Beschlusses verschie- 


dene redaktionelle Änderungen in den Anlagen 
als notwendig erwiesen haben. 

Die Vorbemerkungen zum Deutschen Zolltarif 
1966 werden entsprechend angepaßt. 

2. Mit der Entscheidung vom 22. Dezember 1966 
(Amtsblatt S. 4169) hat der Ministerrat der EWG 
eine Reihe von Tarifnummern (im wesentlichen 
Düngemittel) aus wirtschaftlichen und techni- 
schen Gründen geändert, insbesondere, um den 
Warenverkehr der Gemeinschaft mit dritten Län- 
dern durch die Benutzung eines den internatio- 
nalen Handelsgepflogenheiten besser angepaß- 
ten Zolltarifschemas zu fördern. 

Weitere Änderungen wurden vorgenommen, um 
Mängel oder Ungenauigkeiten redaktioneller Art 
zu beseitigen und eine bessere Übereinstimmung 
zwischen den vier Fassungen des Gemeinsamen 
Zolltarifs zu erzielen. 

Da die Bundesrepublik verpflichtet ist, den Deut- 
schen Zolltarif dieser neuen Fassung anzuglei- 
chen, wurden die Änderungen durch die bereits 
erlassene Dreiundneunzigste Verordnung zur Än- 
derung des Deutschen Zolltarifs 1966 in den 
Deutschen Zolltarif übernommen. Der Ausschuß 
für Wirtschaft und Mittelstandsfragen empfiehlt 
dem Plenum, von seinem Aufhebungsrecht kei- 
nen Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 19. April 1967 
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Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 
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